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Hessischer Wesenstest, angeblich in Vorbereitung - oder schon  in „Tüten und Papier“?








Guten Tag, Herr Erhard,





auch ich wandte mich wegen den von der Landestierärztekammer und der Expertin Feddersen-Petersen abgelehnten, aber offenbar schon fix und fertig beschlossenen Wesenstests an Sie. Eine Antwort erhielt ich nicht. Vielleicht liegt es ja auch daran, dass ich noch einige andere Punkte ansprach oder weil man entgegen jeglicher Vernunft und Verantwortung nicht bereit zu sein scheint, die Änderungen von wirklichen Experten zu berücksichtigen und lieber weiterhin an Scheinsicherheit und Ausrottung Unschuldiger  arbeiten will.





Sie selbst wissen es: Wenn diese Wesenstest, wie so vom RP DA und von der hessischen Landesregierung gewollt, offiziell abgesegnet sind, wird weiterer Willkür Tür und Tor geöffnet. Dies ist inzwischen gängiger Alltag in diesem Land. Offensichtlich reichen den hessischen Politikern immer noch nicht die ca. 300 regelrecht hingerichteten Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit und die gequälten Tiere durch Maulkorb- und Leinenzwang oder die zwangsinhaftierten in ihren Gefängnissen - „Tierheime“ genannt oder in anderen Endlagern eingesperrt, denen Menschen - allen voran Politiker - aufgrund eigenen Fehlverhaltens bzw. Fehlentscheidungen - jegliche Vermittlungschance vorsätzlich verbaut haben! 





Man muss wirklich wieder und wieder im Hinblick auf die seit Juli 2000 praktizierte schnelle und langsame Ausrottung ausländischer Hunderassen fragen: Wo bleibt der Sachkundenachweis der Politiker? - Vor allem, die Politiker Hessens betreffend!





Ich sprach in meinen Protest gegen die vermutlich schon fertig beschlossenen Wesens-/Sachkundetests auch einen Punkt an, der immer wieder von allen Politikern, Behörden, Tierärzten und Experten zu wenig oder gar nicht berücksichtigt wird, obwohl gerade dieser eine der meisten Ursachen von Beißvorfällen ist, die ausschließlich auf das Fehlverhalten der Menschen - nicht auf das der Hunde - zurückzuführen sind, wie u.a. auch der Leiter des Diensthundewesens, Herr Maciejewski dies immer wieder bestätigt: 99,9 Vorfälle sind auf die Fehler der Menschen zurückzuführen. Dem brauchte man eigentlich nichts hinzuzufügen, wenn die deutschen Politiker denk- und lernfähig wären. Sind sie aber nicht - bis jetzt.





Bei fast allen mehr oder weniger nachvollziehbaren Aktivitäten, um angeblich Beißvorfällen vorzubeugen bzw. zu unterbinden, setzt man beim Hund an, macht das Opfer zum Täter. Man setzte seit Juli 2000 auch beim Halter an, aber meist mit unmöglichen Beauflagungen und Schikanen bzw. extremer Abzockerei. Bei den Nichthundehaltern, die aber sehr viel öfter Beißvorfälle auslösen, wird nie angesetzt. Aber sie sind nicht nur Opfer, sondern auch „Täter“. Sie wissen selbst, um den Schwachsinn, Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit pauschal als gefährlich zu erklären, dann müssten alle Männer auch unwiderlegbar Sexualverbrecher und alle Politiker unwiderlegbar korrupt und gemeingefährlich sein. - Begreifen Sie die Parallele? Beides sind Willkürbehauptungen.	(...)�
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Nach wie vor sind die Politiker und Behörden, die angeblich so besorgt sich darstellen, um vorzugeben, Menschen und Tiere schützen zu wollen, nicht bereit, die Bevölkerung wahrheitlich zu informieren und aufzuklären. Deshalb sandte ich Ihnen bereits das Schreiben mit praktikablen Vorschlägen der Expertin Fleig an den damaligen Bundesinnenminister Schäuble mit.





Aber auch das im Anhang befindliche E-Mail macht es deutlich. Es muss, um Sicherheit zu erreichen immer auch bei den Nichthundehaltern, und zwar mit Information und Aufklärung angesetzt werden.





„Keine Angst vor großen Hunden“ im Anhang. Dies ist nur ein Beispiel, es gibt sehr viel mehr.





Bitte berücksichtigen Sie dies, aber auch die Vorschläge der Landestierärztekammer und der Experten Feddersen-Petersen sowie Fleig, Maciejewski, Eichelberg u.w., wenn Sie und die hessischen Politiker an tatsächlicher Sicherheit für Menschen und Tiere interessiert sind und nicht vollständigen Gesichtsverlust auf Dauer hinnehmen wollen.





Hören Sie endlich auf, Willkür zu fördern, zu praktizieren, um die Ausrottung Unschuldiger voranzutreiben, die auf Basis völlig frei erfundener Rassenlisten und des vorsätzlichen Missbrauchs des Begriffs Kampfhund diskriminiert und pauschal abgestempelt wurden. Es ist schon viel zu viel nie wieder gut zu machendes Leid Menschen und Tieren gleichermaßen angetan worden. Das an Baxter statuierte Exempel, inzwischen allein in Hessen ca. dreihundertfach wiederholt, macht den tödlichen Irrsinn deutscher Politiker doch mehr als deutlich.





Es gibt keine geborenen Kampfhunde, es gibt keine gefährlich geborenen Hunde. 


Hunde sind immer das, was Menschen aus ihnen machen.





Aber es gibt jede Menge gefährliche Menschen und dazu muss man nach allem Bisherigen wohl an erster Stelle die Politiker zählen, denn diese sind für jegliche Tötungsmaßnahmen verantwortlich, betreiben vorsätzlichen Rassismus und Ausrottung, ähnlich wie vor ca. fünf Jahrzehnten schon einmal.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen





Martina Gerlach








Im Anhang:


„Keine Angst vor großen Hunden“





